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Vorwort

„Pain and suffering in various tempos.“1

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2013/14 von der Rechtswissen
schaftlichen Fakultät der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster als Ha-
bilitationsschrift angenommen. Gesetzestexte, Literatur und Rechtsprechung 
wurden für die Drucklegung bis März 2016 berücksichtigt.

Mein erster Dank gilt meinem Lehrer, Herrn Prof. Dr. Dr. h.c. Reiner  
Schulze. Er hat durch seine fortwährende Unterstützung und sein Vertrauen 
maßgeblich zum Gelingen der Arbeit beigetragen und meinen akademischen 
Weg bedeutend geprägt. Für die sorgfältige und zügige Erstellung des Zweitgut-
achtens und die zusätzlichen Hinweise danke ich Herrn Prof. Dr. Ingo Saenger.  
Zu Dank verpflichtet bin ich auch den Professoren Gianmaria Ajani, Edoardo 
Ferrante, Michele Graziadei und Barbara Pasa. Sie waren es vor allen Dingen, 
die meinen mehrjährigen Forschungsaufenthalt im Rahmen der „People Marie 
Curie Actions: Intra European Fellowship (IEF)“ der Europäischen Kommis
sion in Turin sowohl wissenschaftlich als auch persönlich unvergessen haben 
werden lassen. Grazie a voi, amici!

Es fällt schwer aus der Schar der Freunde und Unterstützer nunmehr einige 
Personen hervorzuheben. Dennoch gilt mein ganz besonderer Dank Herrn  
Privatdozenten Dr. Olaf Meyer, der immer ein offenes Ohr für mich hatte und 
die mühsame Arbeit des Korrekturlesens ohne Zögern übernommen hat. Für 
die langjährige Freundschaft und für seinen von mir des Öfteren strapazierten 
ökonomischen Sachverstand danke ich Herrn Ulrich Intveen. Für die unzähli-
gen kleinen Kaffeepausen und Hilfe in allen Lebenslagen danke ich zudem auch 
der „guten Seele“ des Centrums für Europäisches Privatrecht in Münster, der 
Sekretärin Frau Petra Fentner.

Meinem Arbeitgeber, der City University Hong Kong, möchte ich meinen 
Dank dafür aussprechen, dass man mir die Zeit gegeben hat, das vorliegende 
Werk druckfertig zu machen. Zu danken habe ich auch der VG Wort für die 
großzügige Unterstützung der Veröffentlichung und dem Verlag Mohr Siebeck 
für die Aufnahme in die Schriftenreihe „Jus Privatum“.

1  Untertitel des Albums „Playing the Angel“ der englischen Musikgruppe Depeche Mode.



VI Vorwort

Last but not least danke ich von ganzem Herzen meiner Familie und Frau 
Alexandra Seifert. Gerade Letztere musste die Höhen und noch viel mehr die 
Tiefen eines Habilitandenlebens aus nächster Nähe leidvoll ertragen. Dafür 
möchte ich ihr nicht nur meinen ganz besonderen Dank, sondern auch meine 
aufrichtige Entschuldigung aussprechen. Es soll nicht wieder vorkommen.

Hong Kong im April 2016	 André Janssen
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